Entscheidungsbesprechung

BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23!

Erpresserischer Menschenraub mit Todesfolge bei vorsatzlicher Totung des Opfers durch den
Mittater

1. Geschiitztes Rechtsgut des § 239a StGB ist nicht nur die Willensfreiheit des Gendtigten vor einer
besonders schwerwiegenden und besonders verwerflichen Nétigung, sondern auch dessen kor-
perliche Integritat.

2. Der fiir § 239a Abs. 3 StGB erforderliche qualifikationsspezifische und aus der konkreten Schutz-
richtung der Norm zu bestimmende Zusammenhang ist deshalb auch dann gegeben, wenn der
Tod des Opfers als Folge der dem Opfer wahrend der Bemachtigungslage widerfahrenen Behand-
lung eintritt, wobei die Eskalationsgefahr mit zunehmender Dauer der Gefangenschaft regel-
maRig zunimmt.

(Amtliche Leitsatze)

StGB §§ 13, 25, 239a Abs. 1, Abs. 3

Prof. Dr. Markus Wagner, Bonn*

I.  Einfiihrung

Die zu besprechende Entscheidung diirfte von hoher Priifungsrelevanz sein: Sie behandelt komplexe
Fragen des Allgemeinen Teils, allerdings im Rahmen eines in der Ausbildung haufig vergleichsweise
weniger beachteten Delikts - namlich dem erpresserischen Menschenraub gem. § 239a StGB. Diese
Vorschrift war ihrerseits in jlingerer Zeit mehrfach Gegenstand hochstrichterlicher Rechtsprechung,
die den Priifungsédmtern bereits als Vorlage fiir Examensklausuren? gedient hat. Daher bietet die Ent-
scheidung sich mit ihrer Verkniipfung von Problemen aus dem Allgemeinen und dem Besonderen
Teil geradezu als Inspiration fiir Klausuren und Hausarbeiten an. Dies gilt erst recht, weil sie in der
Literatur ganz Giberwiegend? sehr kritisch rezipiert' wurde.

* Der Verf. ist Inhaber der Professur fiir Strafrecht und Strafprozessrecht am Fachbereich Rechtswissenschaft
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultat der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universitat Bonn.

! Die Entscheidung ist zur Verdffentlichung in der amtlichen Sammlung vorgesehen sowie enthalten in NStZ
2024, 485 m.Anm. Valerius; JR 2024, 591 m.Anm. Eisele; NJW 2024, 1357 m.Anm. Mitsch; JZ 2024, 838 m.Anm.
Renzikowski; vgl. aullerdem Hecker, JuS 2024, 1087.

2 Etwa im Mai-Termin 2024 in Nordrhein-Westfalen.

3 Zustimmend offenbar nur Hecker, JuS 2024, 1087 (1088: ,iiberzeugende[] Begriindung®); mit gemischter Ein-
schatzung Eisele, JR 2024, 595.

4 Mitsch, NJW 2024, 1360; Renzikowski, JZ 2024, 838; Valerius, NStZ 2024, 487.
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Il. Entscheidungserheblicher Sachverhalt

Der Senat teilt folgende Feststellungen der Schwurgerichtskammer mit:* Dem Angeklagten Awar das
spatere Opfer O personlich bekannt. Er ging daher davon aus, dass O groRere Mengen Bargeld und
Gold in seinem Anwesen hatte. Zudem wusste er, dass O an einer schweren Lungenerkrankung litt.
Gemeinsam mit dem Angeklagten B (um dessen Strafbarkeit es in der Entscheidung geht) verein-
barte er, dass B den O in dessen Haus Uberfallen und die Wertgegenstande - notfalls unter Anwen-
dung von korperlicher Gewalt - an sich bringen sollte. Dabei zogen beide in Betracht, dass O auf-
grund seines angegriffenen Gesundheitszustandes infolge eines durch den Uberfall verursachten
Schreckens oder Schocks versterben kdnnte. Sie hofften aber und vertrauten ernsthaft darauf, dass
es dazu nicht kommen wiirde, weil O ihnen dann nicht mehr die Verstecke der Wertsachen mitteilen
konnte. A sollte nicht vor Ort sein, weil O ihn erkennen konnte; sein Beitrag sollte darin bestehen,
dass er sein Wissen tiber O und die Ortlichkeiten an B weitergab und als Fahrer fungiert.

So begab sich B in das Haus des O, wo es zu einem Kampf mit diesem kam. B Giberwaltigte ihn,
worauf O seinen Widerstand aufgab und sich bereiterklarte, sein Geld an B herauszugeben.

Kurze Zeit spater rief B den A aus ungeklarten Griinden an, woraufhin dieser zum Tatort kam, sich
zundachst aber in einem anderen Zimmer aufhielt, um nicht von O erkannt zu werden. Wahrend-
dessen handigte O dem B 3.000,- € in bar aus. A kam infolge eines Gesprachs zwischen B und O, das
er horen konnte, zum Schluss, dass O ihn bereits gesehen und identifiziert hatte. Daraufhin beschloss
er, O zu toten, um der Strafverfolgung zu entgehen.

Als B mit O durch den Flur ging, damit dieser aus einem anderen Zimmer weiteres Geld hole, trat
A an O heran, rang diesen zu Boden und begann ihn zu wiirgen. B hatte damit nicht gerechnet. Als A
nichtvon O abliel3, wurde B klar, dass A den O toten wiirde. Da A unbewaffnet und B gegeniiber auch
nicht korperlich tiberlegen war, hatte B die Totung des O unterbinden konnen, blieb aber untatig
stehen. A wiirgte O flr insgesamt mindestens zwei Minuten, wobei er ihm beide Kehlkopfhorner
brach, bis O infolge des Sauerstoffmangels verstarb.

lll. Entscheidungen

Die erste mit dem Fall befasste Schwurgerichtskammer (§ 74 Abs. 2 S. 1 GVG) des LG Rottweil® ver-
mochte sich nicht davon zu liberzeugen, welcher der beiden Angeklagten den Geschadigten getotet
hat, und unterstellte daher in Bezug auf beide in dubio pro reo, dass der jeweils andere fiir den Tod
des O verantwortlich war. Sie verurteilte, jeweils wegen rauberischer Erpressung, A zu einer Frei-
heitsstrafe von sechs Jahren und B zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten.
Auf die dagegen gerichteten Revisionen (§ 333 StPO) der Staatsanwaltschaft (§ 296 StPO) und der
Nebenkladgerin (§8 395 Abs. 2 Nr. 1, 400 f. StPO) hin hob der BGH das Urteil mit den Feststellungen
aufund verwies die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an eine andere Schwurgerichts-
kammer des LG Rottweil zuriick (§ 354 Abs. 2 S. 1 StPO)." Diese traf die obigen Feststellungen und
verurteilte A wegen Mordes in Tateinheit mit rduberischer Erpressung mit Todesfolge zu lebens-
langer Freiheitsstrafe,® B hingegen wegen erpresserischen Menschenraubs in Tateinheit mit rauberi-

® BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 3 ff.; detailliert zum Tathergang LG Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 -
2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 47 ff.

5 LG Rottweil, Urt. v. 8.1.2020 - 20 Js 14035/18 1 Ks (unveroffentlicht).

"BGH, Urt. v. 20.4.2021 - 1 StR 286/20 = BeckRS 2021, 16038.

8 Eine Verurteilung wegen mittaterschaftlichen erpresserischen Menschenraubs lehnte die Kammer dagegen
mit der Begriindung ab, dass nach dem urspriinglichen Tatplan wohl kein zeitlich gestrecktes Geschehen (in
dessen Rahmen B eine stabile Bemachtigungslage herstellt) vorgesehen gewesen sein diirfte, sondern ,nur
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scher Erpressung und wegen unterlassener Hilfeleistung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von acht
Jahren und neun Monaten.’ Die Verurteilung des Angeklagten A wurde rechtskraftig. Hinsichtlich der
Verurteilung des Angeklagten B hingegen legten dieser selbst (§ 296 Abs. 1 StPO) sowie die Neben-
klagerinnen erneut Revision ein, letztere mit dem Ziel einer Verurteilung wegen eines vorsatzlichen
Totungsdelikts.

Der 1. Strafsenat des BGH d@nderte mit der hiesigen Entscheidung den Schuldspruch dahingehend
ab, dass B des erpresserischen Menschenraubs mit Todesfolge in Tateinheit mit rauberischer Erpres-
sung schuldig ist; die Revision der Nebenklagerinnen verwarf er hingegen. Zudem hob er den Straf-
ausspruch auf und verwies insoweit die Sache an eine Schwurgerichtskammer des LG Tiibingen
(§354 Abs. 2 S.1Var.2 StPO).

IV. Kritische Wiirdigung

Die Entscheidung wirft zahlreiche Fragen auf, die der Senat nicht liberzeugend beantwortet hat:

1. Vorsatzliche (aktive) Totung in Mittaterschaft

Zundachst stellt sich die Frage, ob B nicht sogar wegen mittaterschaftlichen aktiven Mordes oder Tot-
schlags zu bestrafen war. Da er selbst nach dem Ergebnis der Beweisaufnahmen keinen unmittel-
baren aktiven Beitrag zum Tod des O geleistet hat, kommt eine diesbeziigliche Strafbarkeit dann in
Betracht, wenn ihm die Totungshandlung des A (das Wiirgen) gem. § 25 Abs. 2 StGB zugerechnet
werden kann, nicht hingegen, wenn es sich dabei um einen sog. Exzess handelt.

Mittaterschaftliche Zurechnung setzt einen gemeinsamen Tatplan sowie eine arbeitsteilige Tat-
ausfiihrung voraus.”

Zundachst hatte es also eines gemeinsamen Tatplans zur Totung des O bedurft. Insoweit liegt ein
»klassischer, nicht zurechenbarer Exzess vor, wenn die Mittater sich beispielsweise ,,nur“ zu einer
gemeinschaftlichen Korperverletzung verabreden, einer der Tater dann aber - fiir die anderen {iber-
raschend - das Opfer vorsatzlich totet.! Der hiesige Fall liegt dahingehend anders, als die beiden
Angeklagten den Tod des Opfers als Folge des Gesamtgeschehens von Anfang mit in Betracht gezo-
gen haben. Nach der Rechtsprechung des BGH werden ,,die Handlungen eines anderen Tatbeteilig-
ten, mit denen nach den Umstanden des Falles gerechnet werden musste, vom Willen des Mittaters
umfasst, auch wenn er sie sich nicht besonders vorgestellt hat. Dasselbe gilt, wenn ihm die Hand-
lungsweise des Mittaters gleichgiiltig ist.“** Ein Exzess kann daher nur insoweit vorliegen, als das tat-
sachliche Totungsgeschehen so stark vom urspriinglichen Tatplan abweicht, dass es nicht mehr als
von diesem erfasst angesehen werden kann.

Hier spricht freilich vieles fiir die Annahme einer Exzesshandlung: Im urspriinglichen Tatplan war
gerade noch nicht einmal die Anwesenheit des A am Tatort vorgesehen.”® Zudem macht es einen
erheblichen wertungsmaRigen Unterschied, ob das Opfer unerwiinscht als Nebenfolge eines Kamp-

die unmittelbare (rauberische) Erpressung durch B. Daher konne der erpresserische Menschenraub seitens
B dem A nicht gem. & 25 Abs. 2 StGB zugerechnet werden; vgl. LG Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js
14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 128.

® LG Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573.

0 7u den Voraussetzungen der Mittaterschaft und ihrer Umsetzung im Gutachten vgl. bspw. die Vorschlage von
Bock, 7JS 2020, 427 einerseits und Rotsch, ZJS 2012, 680 (682 ff.) anderseits.

1ygl. etwa BGH, Urteil vom 13.3.2013 - 2 StR 440/12 = NStZ 2013, 462.
12 Exemplarisch BGH, Urt. v. 26.4.2012 - 4 StR 51/12 = NStZ 2012, 563.
13 Zutreffend Valerius, NStZ 2024, 487 (488).
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fes oder infolge Schreckens im Kontext der Tat verstirbt oder ob einer der Tater es aktiv in Verde-
ckungsabsicht totet.”

Zu Uberlegen ware allerdings, ob die beiden Angeklagten den urspriinglichen Tatplan zwischen-
zeitlich erweitert haben, sodass er nun auch die absichtliche Totung des O durch A umfasste. Dafiir,
dass es zu einer entsprechenden expliziten oder auch nur konkludenten Ubereinkunft kam, fehlen
nach den Feststellungen die Anhaltspunkte; insbesondere ist der Inhalt des Telefonats zwischen den
beiden Angeklagten unbekannt. In Betracht kommt daher allenfalls, dass B sich durch seine Untatig-
keit in Bezug auf das Wiirgen des O durch A dessen Tatplananderung zu eigen gemacht hat. Die soll
nach der Rechtsprechung etwa dann der Fall sein, wenn der Mittdter mit der weiteren Ausfiihrung
des urspriinglichen Tatplans aktiv fortfahrt.”® Insoweit teilt die Entscheidung keine Feststellungen
mit.’ In bedenklich weiter Art und Weise lasst es die Rechtsprechung vereinzelt sogar als eine Tat-
plan erweiternde Billigung ausreichen, wenn der eine Mittater sich nicht umgehend von den Hand-
lungen des Mittaters distanziert,'® was hier in der Untatigkeit gesehen werden konnte.

Allerdings reicht es fiir einen gemeinsamen mittaterschaftlichen Tatplan jedenfalls nicht aus,
dass irgendeiner der Beteiligten einen Erfolg herbeifiihren soll und die anderen damit einverstanden
sind. Um Mittaterschaft handelt es sich nur dann, wenn der Plan gerade auf ein arbeitsteiliges Ver-
halten der Personen gerichtet ist. Die Frage, ob eine funktionale Arbeitsteilung vorliegt, ist dabei
nichtallgemein bezogen auf den gesamten (faktischen) Lebenssachverhalt zu beantworten, sondern
jeweils spezifisch in Bezug auf das in Rede stehende Delikt. (Allerspétestens) Daran fehlt es hier:
Selbst wenn man davon ausginge, dass A und B den Tatplan im Laufe des Geschehens dahingehend
angepasst haben, dass A den O vorsatzlich totet, so beinhaltet dieser Plan keinen - (nur) in Bezug auf
die Totung - nennenswerten Beitrag des B. Eine Zurechnung des Wiirgens gem. & 25 Abs. 2 StGB
scheidet daher richtigerweise aus.

Exkurs: Ist in einem Fall der Sachverhalt insoweit anders gelagert (z.B.: B halt O fest, wahrend A die-
sen wiirgt), kann sich das Problem der Beteiligung bei Mord stellen. Dann ist fiir die weitere Priifung
entscheidend, welche Mordmerkmale A verwirklicht hat.

Die Schwurgerichtskammer des LG Rottweil hat Heimtiicke mit der Begriindung abgelehnt, dass O
im Zeitpunkt des Angriffs durch A nicht (mehr) arglos gewesen sei, weil er ja bereits durch B angegrif-
fen wurde und A dies zuzurechnen sei.”? Das ist freilich nicht unproblematisch: Der maRgebliche Zeit-
punkt, in dem das Opfer arglos sein muss, ist der erste mit Totungsvorsatz gefiihrte Angriff.?® Aller-
dings war bereits der Angriff seitens des B, den A sich zurechnen lassen muss, von einem bedingten
Totungsvorsatz getragen; zu diesem Zeitpunkt rechnete O jedenfalls nicht damit, dass jemand in
sein Haus eindringen und ihn {iberfallen wiirde. Daher greift auch die hilfsweise Argumentation der
Kammer nicht durch, A habe jedenfalls keinen Vorsatz dahingehend gehabt, dass O im Zeitpunkt des

4 So auch Valerius, NStZ 2024, 487 (488).
15BGH, Urt. v. 19.9.2001 - 2 StR 224/01 = NStZ-RR 2002, 9.

6 Nach den urspriinglichen Feststellungen hatten die Angeklagten gemeinsam das Haus verlassen und die
Beute halftig geteilt (BGH, Urt. v. 20.4.2021 — 1 StR 286/20, Rn. 11 = BeckRS 2021, 16038). Ob das zweite Tat-
gericht diese aufgehobenen Feststellungen erneut getroffen hat, ist offen.

7 Richtigerweise wird man fordern miissen, dass der gemeinsame Tatentschluss auch eine objektive Kompo-
nente hat (Rotsch, ZJS 2012, 680 [685]), an der es fehlt, wenn sich das ,,Zu-eigen-Machen® in einer blof3en
passiven Duldung erschopft.

18 BGH, Urt. v. 19.3.2013 - 5 StR 575/12 = NStZ 2013, 400 (401).
19| G Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 125.
2 St.Rspr.; vgl. exemplarisch jlingst BGH, Beschl. v. 26.7.2023 - 6 StR 132/23 = NStZ 2024, 736.
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todlichen Angriffs arglos war,? weil es hierauf nicht ankommt. Die Rechtsprechung lasst es vielfach
ausreichen, dass eine durch friithere Arglosigkeit geschaffene wehrlose Situation auf den Zeitpunkt
des todlichen Angriffs fortwirkt.”> Diese Ausdehnung der Heimtiicke ist - gerade angesichts des
Bediirfnisses nach restriktiver Auslegung® - zwar grundsatzlich nicht unproblematisch.** Aber ins-
besondere, wenn es sich um ein zeitlich stark gestrecktes Geschehen handelt,” ist es nicht mehr
selbstverstandlich, dass der Uberraschungseffekt auf das Opfer nachwirkt. Um einen solchen Fall
handelt es sich hier aber nicht: Zwischen dem ersten Angriff auf O durch B und dessen Tétung durch
A lagen weniger als 40 Minuten.

Das Erwiirgen kann - je nach den Umsténden des Einzelfalles - eine grausame Toétung darstellen.”
Die Kammer setzt sich damit nicht auseinander. Hatten die Voraussetzungen in concreto vorgelegen,
so hatte B die maRgeblichen Umstdnde auch erkannt, sodass eine Beteiligung am Mord insoweit
unproblematisch vorlage.

Die Schwurgerichtskammer hatindes allein Verdeckungsabsichtangenommen.? Ein solches subjek-
tives Merkmal kann nicht im Wege der Mittaterschaft zugerechnet werden. Ein Mord des B in Mit-
taterschaft kommtin dieser Konstellation daher nur in Betracht, soweit man annimmt, dass B selbst
ein (subjektives) Mordmerkmal verwirklicht. Fiir Verdeckungsabsicht bestehen insoweit keine
Anhaltspunkte. Auch Habgier diirfte nicht vorliegen, weil der Tod des O ja gerade verhindert, dass A
und B noch weiteres Geld oder Wertgegenstande erbeuten konnen.

2. Vorsatzliche Totung durch Unterlassen

Naher lag daher die Frage, ob B sich einer Totung durch Unterlassen schuldig gemacht hat. Dies setzt
gem. § 13 StGB eine sog. Garantenpflicht voraus. Da zwischen B und O kein personliches Verhaltnis
bestand, aus dem sich irgendwelche Schutzpflichten ergeben kdnnten, kommt hier nur die sog.
Ingerenz in Betracht. Dabei handelt es sich um eine Handlungspflicht, die sich aus eigenem pflicht-
widrigen Vorverhalten ergibt — wer rechtswidrig eine Gefahr schafft, ist dazu verpflichtet, MaRnah-
men zu ergreifen, damit sie sich nicht realisiert.?®

Eine solche pflichtwidrige Handlung lage beispielsweise in dem korperlichen Angriff des B auf O
vor dem Eintreffen des A. Allerdings ist O nach den Feststellungen nicht an den dabei erlittenen Ver-
letzungen gestorben. Auch diirfte das Ergebnis der Beweisaufnahme nicht dahingehend zu verste-
hen sein, dass erst die korperliche Erschopfung des O infolge des Angriffs durch B es ermdglicht hat,
dass A den O niederringen und erwiirgen konnte.” Vielmehr ware A aufgrund des krankheitsbedingt
geschwachten Zustands des O wohl ohnehin moglich gewesen, weshalb sich jedenfalls insoweit
nicht das von B geschaffene Risiko realisiert.

21| G Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 126.
2 Exemplarisch BGH, Beschl. v. 26.3.2020 - 4 StR 134/19, Rn. 18 = NStZ 2020, 609 (611).
3 BVerfG, Urt. v. 21.6.1977 - 1 BvL 14/76 = BVerfGE 45, 187.

24 Krit. bspw. Schauf, NStZ 2019, 585; Schiemann, NStZ 2018, 654 (655) - jeweils anldsslich BGH, Beschl. v.
31.7.2018 - 5 StR 296/18 = NStZ 2018, 654); Schneider, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 211 Rn. 170 ff.
m.w.N.

% BGH, Beschl. v. 7.4.1989 - 3 StR 83/89 = NStZ 1989, 364 (365), spricht von ,,geraume[r] Zeit*.
26 OGHBrZ Koln, Urt. v. 26.6.1950 - 2. StS 25/50 = NJW 1950, 710 (711).

27| G Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 123 ff.

2 Exemplarisch Weigend, in: LK-StGB, Bd. 1, 13. Aufl. 2020, § 13 Rn. 42 ff. m.w.N.

2 QOtto, in: FS Geppert, 2011, S. 441 (455 ff.).
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Eine Ingerenzgarantenpflicht soll sich nach der - problematisch weiten®*® - Rechtsprechung
dartiber hinaus daraus ergeben kénnen, dass der Unterlassende den anderen zuvor in irgendeiner
Art und Weise zu dessen aktiver Tat gereizt oder in dessen bereits gefasstem Tatentschluss bestarkt
hat.** Der Senat lehnt dies lapidar mit der Begriindung ab, dass B den A nicht in dessen Mord-
entschluss bestarkt hat.*> Bei einer engen Lesart ist das zwar zutreffend; gleichwohl stellt sich der
Fall nichtso unproblematisch dar, wie es der Senat erscheinen lasst.** Denn schlieRlich war zunédchst
gar nicht geplant gewesen, dass A sich liberhaupt im Haus aufhalten sollte. Das Risiko, dass A sich -
ob zutreffend oder unzutreffend - durch O erkannt wahnte, ergab sich erst daraus, dass B den A
anrief, woraufhin dieser zum Tatort kam. Ungeachtet des unbekannten Inhalts des Gesprachs war
der Anruf jedenfalls der Anlass dafiir, dass A sich zum Tatort begeben hat. B hat also durchaus
zumindest eine (Mit-)Ursache dafiir gesetzt, dass die Situation tiberhaupt erst eskalieren konnte, wie
der Senat selbst erkennt®.* Eine solche Gefahrschaffung lasst der BGH ebenfalls fiir eine Ingerenz
ausreichen,®* weshalb eine Strafbarkeit wegen Totschlags oder Mordes durch Unterlassen - wie von
der Nebenklage angestrebt - jedenfalls nicht ganzlich fernliegt.

Berechtigterweise zweifeln lasst sich hingegen am Vorsatz des B hinsichtlich seiner eventuellen
Ingerenz. Da der Inhalt des Gesprachs nicht bekanntist und sich sicherlich auch nicht mehr aufklaren
lassen wird, ist nicht auszuschlieRen, dass B zum Beispiel nicht damit gerechnet hatte, dass A zum
Tatort kommen und dieses betreten wiirde.

Hinweis: Sieht man dies anders bzw. ist der Sachverhalt entsprechend gelagert, stellt sich die Folge-
frage, ob es sich um ein taterschaftliches Unterlassen oder um eine Beihilfe durch Unterlassen zum
vorsatzlichen aktiven Totungsdelikt handelt. Geht man davon aus, dass B selbst nicht in Verde-
ckungsabsicht unterldsst, ist im Falle der Annahme von Beihilfe durch Unterlassen zudem der Streit
Uiber die Anwendung des § 28 StGB bei Teilnahme am Mord*” zu fiihren.

3. Erpresserischer Menschenraub mit Todesfolge

Kern der Entscheidung ist die Frage, ob ein Erpresserischer Menschenraub mit Todesfolge (§ 239a
Abs. 1, Abs. 3 StGB) vorliegt, wie es das Landgericht und der BGH angenommen haben.

a) Grunddelikt: Erpresserischer Menschenraub

Zunachst misste also der Grunddeliktstatbestand erfiillt sein. Strenggenommen gibt es zwei grund-
deliktstatbestdande des Erpresserischen Menschenraubs: den Entflihrungs-/Beméachtigungstatbe-
stand und den Ausnutzungstatbestand.

3 Zutreffend kritisch Neumann, JR 1993, 161 (161 f.); Paradissis, Unterlassungsstrafbarkeit in sog. Weiterungs-
fallen, Zugleich ein Beitrag zu Legitimitat und Grenzen, 2015, insb. S. 183 ff.

31 Bspw. BGH, Urt. v. 26.2.2009 - 5 StR 572/08 = NStZ 2009, 381 (382); BGH, Urt. v. 2.8.2023 - 5 StR 80/23, Rn. 21 =
NStZ 2024, 222 (223) m.w.N.

32BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 26.

3 Renzikowski, JZ 2024, 838 (839).

34 BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 20.

3 Renzikowski, JZ 2024, 838 (839).

3% Bspw. BGH, Beschl. v. 22.12.1981 - 1 StR 729/81 = StV 1982, 218.

3" Dazu etwa Beer, ZJS 2017, 536.

7JS - Zeitschrift fur das Juristische Studium (www.zjs-online.com) - Ausgabe 3/2025 597



file:///L:/Aufträge/Krüper/ZJS%20-Layout/www.zjs-online.com
https://www.zjs-online.com/dat/artikel/2017_5_1152.pdf

BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23 (Wagner)

aa) Allgemein: Tatbestandsstruktur

§ 239a Abs. 1 Var. 1 StGB lautet:

»Wer einen Menschen entflihrt oder sich eines Menschen bemachtigt, um die Sorge des Opfers
um sein Wohl oder die Sorge eines Dritten um das Wohl des Opfers zu einer Erpressung (§ 253)
auszunutzen[...].“

TatbestandsmaRiges Verhalten ist also ausschlielich die Entfiihrung bzw. Bemdchtigung, die von
der Uiberschieflenden Innentendenz getragen sein muss, eine Erpressung begehen zu wollen. Daraus
ergibt sich folgendes Priifungsschema:

Priifungsschema § 239a Abs. 1 Var. 1 StGB:

1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand
aa) Tatobjekt: anderer Mensch
bb)  Tathandlung
Entflihren
oder
Sich-Bemadchtigen
b) Subjektiver Tatbestand
aa) Vorsatz, § 15 StGB
bb)  Erpressungsabsicht
2. Rechtswidrigkeit
3. Schuld
4. Tatige Reue, Abs. 4

Der Ausnutzungstatbestand gem. § 239a Abs. 1 Var. 2 StGB lautet dagegen wie folgt: ,[W]er die von
ihm durch eine solche Handlung geschaffene Lage eines Menschen zu einer solchen Erpressung aus-
nutzt [...]“. Ausreichend ist hier also nicht mehr, dass die Begehung einer Erpressung nur beabsichtigt
wird, sondern sie muss unter Ausnutzung der geschaffenen Bemachtigungslage begangen werden.

Priifungsschema § 239a Abs. 1 Var. 2 StGB:

1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand
aa) Tatobjekt: anderer Mensch
bb)  Tathandlung
Entfiihren
oder
Sich-Bemachtigen
cc)  Begehungder Erpressung unter Ausnutzung der Bemachtigungslage
b) Subjektiver Tatbestand: Vorsatz, § 15 StGB
2. Rechtswidrigkeit
3. Schuld
4. Tatige Reue, Abs. 4
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Weder die Schwurgerichtskammer noch der Senat konkretisieren, auf welchen der beiden Tatbe-
stédnde sie abstellen, sondern stellen verallgemeinernd auf ,,Abs. 1“ ab (vgl. noch cc)).

bb) TatbestandsmaRigkeit im entscheidungserheblichen Sachverhalt

Da das ,.Entflihren“ eine nennenswerte Ortsveranderung des Opfers voraussetzt,*® kommt hier nur
das ,Sich-Beméchtigen® in Betracht. Das setzt voraus, dass der Tater die Herrschaft liber das Opfer
erlangt.*® Dies geschah hier, indem B den O liberwaltigte und ihn zum einen kérperlich schwachte,
zum anderen deutlich machte, dass er jederzeit wieder gewalttatig werden kdnnte, ohne dass O dem
etwas entgegensetzen konnte. Insoweit handelte er auch vorsatzlich (§ 15 StGB) und bereits mit
Erpressungsabsicht.

Die entscheidende Verbindung zwischen der Bemachtigung und der (beabsichtigten) Erpressung
ist ,,die Sorge des Opfers um sein Wohl oder die Sorge eines Dritten um das Wohl des Opfers“. Daraus
wird deutlich, dass der Tatbestand nicht (mehr*) zwingend ein Drei-Personen-Verhéltnis voraus-
setzt, sondern auch ein Zwei-Personen-Verhaltnis ausreicht, wenn namlich das Opfer der Bemachti-
gung um sein eigenes Wohl besorgt ist. Zu beachten ist allerdings, dass § 239a Abs. 1 StGB eine Min-
deststrafe von fiinf Jahren vorsieht. Dieser Strafrahmen liegt daher deutlich liber demjenigen der
Erpressung gem. § 253 Abs. 1 StGB (und selbst der réduberischen Erpressung gem. § 255 StGB). Dieser
Sprung des Strafrahmens muss begriindet werden; man darf § 239a Abs. 1 StGB nicht dahingehend
auslegen, dass letztlich jede Gewaltanwendung oder Drohung gegeniiber dem Opfer dazu fiihrt, dass
der Tater sich dessen bemachtigt und somit aus jeder Erpressung im Ergebnis ein Erpresserischer
Menschenraub wird. Als Abgrenzungskriterium verlangt die Rechtsprechung eine ,,stabile Bemachti-
gungslage“; die Bemachtigung des Opfers und der Einsatz des Erpressungsmittels diirfen nicht
zusammenfallen.* Nach dieser Mafigabe ist den Gerichten zuzustimmen, dass B einen Erpresseri-
schen Menschenraub und nicht lediglich eine (réduberische) Erpressung veriibt hat: Durch den kor-
perlichen Angriff hat er zunachst den Widerstand des O gebrochen und diesen in seine Gewalt
gebracht. Dass O im nachfolgenden Geld herausgab bzw. sich dazu anschickte, war dagegen die
Folge der (expliziten oder konkludenten) Drohung, B werde weitere Gewalt ausliben, wenn O sich
nicht wie gewiinscht verhalte. In Betracht kommen im hiesigen Sachverhalt daher beide Varianten
des Tatbestands.

cc) Rechtliche Einordnung

Nicht ohne weiteres zu beantworten ist die - spater noch relevante (b) bb)) - Frage, welche Tatbe-
standsvariante nun einschlagig ist und ob die Tat vollendet ist:

(1) Zunéchst stellt sich die Frage, wie sich die beiden Tatbestandsvarianten zueinander verhalten.
Viele Literaturstimmen scheinen von einem impliziten Exklusivitatsverhaltnis dahingehend auszu-
gehen, dass die Ausnutzungsvariante nur fiir solche Félle einschlagig ist, in denen im Zeitpunkt der
Bemachtigung noch gerade keine Erpressungsabsicht bestand, sondern der Tater diesen Entschluss

% Dazu naher jiingst BGH, Urt. v. 7.8.2024 - 6 StR 552/23 = NStZ-RR 2024, 310.

¥ Bspw. BGH, Beschl. v. 28.11.1995 - 4 StR 641/95 = NStZ 1996, 277.

“ Allgemein zur Historie des Tatbestands vgl. ausfiihrlich Renzikowski, in: MiiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a
Rn. 10 ff. Die Ausdehnung auf Zwei-Personen-Verhaltnisse erfolgte durch Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Ande-
rung des Strafgesetzbuches, der StrafprozeRordnung und des Versammlungsgesetzes und zur Einflihrung
einer Kronzeugenregelung bei terroristischen Straftaten v. 9.6.1989 = BGBI. | 1989, S. 1059; vgl. dazu
BT-Drs. 11/2834, S. 9 f. und BT-Drs. 11/4359, S. 5, 13.

4 Vgl. jlingst etwa BGH, Beschl. v. 29.6.2022 - 3 StR 501/21 = NStZ 2023, 34 m.Anm. Valerius; BGH, Beschl. v.
10.5.2023 - 4 StR 515/22 = NStZ 2023, 677 m.Anm. Kudlich/Schiitz.
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erst spater fasst.* Richtig ist, dass § 239a Abs. 1 Var. 2 StGB so konzipiert ist, dass er jedenfalls auch
diese Falle erfassen soll. Das bedeutet aber nicht, dass die Ausnutzungsvariante nicht verwirklicht
werden kann, wenn die Erpressungsabsicht bereits von Anfang an bestanden hat. Der Wortlaut der
Vorschrift bietet dafiir jedenfalls keinen Anhaltspunkt. Zudem kennt das Gesetz vergleichbare Fille,
in denen es explizit differenziert (ahnlich etwa § 146 Abs. 1 Nr. 3 StGB einerseits und § 147 StGB
andererseits). Schlieflich ist gegeniiber dem Exklusivitdtsdenken generelle Skepsis angezeigt.®
Daher schlieRt der Umstand, dass B von Anfang an mit Erpressungsabsicht handelte, die Anwendung
des Ausnutzungstatbestands nicht aus.

(2) Fraglich ist ferner, wann der Ausnutzungstatbestand vollendet wird. Insoweit ist umstritten,
ob es ausreicht, dass die Erpressung ins Versuchsstadium gelangt ist* oder ob sie vollendet, also ein
Vermdgensnachteil eingetreten® sein muss. Die besseren Griinde streiten fir die letztgenannte Auf-
fassung: Soweit das Gesetz nicht deutlich macht, dass es auch den Versuch der Tat meint (so z.B. in
§§ 11 Abs. 1 Nr. 6, 140 Nr. 1 StGB, § 100a Abs. 1 Nr. 1 StPO), ist davon auszugehen, dass ,nur“ die
vollendete Tat gemeint ist.*® Der Begriff ,,Erpressung” meint daher eine vollendete Erpressung.

(3) Entscheidend ist daher, ob ein Vermodgensnachteil eingetreten ist. Insoweit stellt sich die
Frage, wie es sich auswirkt, dass O einerseits bereits Geld an B {ibergeben hatte, B sich andererseits
noch weiteres Geld von ihm aushandigen lassen wollte. Ginge es etwa um Diebstahlstaten, so konnte
hinsichtlich jedes einzelnen Gegenstands danach differenziert werden, ob die Tat versucht oder voll-
endet war. Bei der Erpressung geht es aber um das Vermdgen des Opfers als Ganzes. Wird dieses
ohne Kompensation verringert, liegt grundsatzlich ein Vermogensnachteil vor und die Tat ist damit
vollendet. Dies soll auch dann gelten, wenn die Beute geringer ausfallt als vom Tater erhofft.*’
Eine Ausnahme wird nur fiir solche Falle in Betracht gezogen, in denen der Tater keine andere als die
erstrebte Beute akzeptiert und alles andere zurlickweist, weil es sich dann nicht um ein Minus, son-
dern um ein Aliud handeln soll.*

Auf die hiesige Fallkonstellation diirfte diese Uberlegung hingegen nicht zu lbertragen sein:
Aund B wollten schlichtweg so viel Geld und Wertsachen wie méglich erbeuten. Durch die Ubergabe
der 3.000,- € trat daher ein Vermogensnachteil bei O ein, der auf die Drohung des B mit weiteren
Gewalttatigkeiten zurilickzufiihren ist. Somit liegt eine vollendete Erpressung vor, die durch die
stabile Bemachtigungslage ermdglicht wurde, weshalb auch der Ausnutzungstatbestand gem.
§ 239a Abs. 1 Var. 2 StGB erfiillt ist.*

(4) Im Ergebnis liegen also mehrere sukzessive Tatbestandsverwirklichungen vor: Zunachst
bemachtigt B sich des O (Var. 1), nutzt dies zu einer Erpressung aus (Var. 2) und versucht anschlie-
Rend, eine weitere Erpressung unter Ausnutzung der Bemachtigungslage zu begehen (versuchte
Var. 2). Dabei handelt es sich nicht um eine einheitliche Tatbestandsverwirklichung. Erst auf Konkur-

“2 Bspw. Eidam, in: Matt/Renzikowski, Strafgesetzbuch, Kommentar, 2. Aufl. 2020, § 239a Rn. 17; Schluckebier,
in: LK-StGB, Bd. 12, 13. Aufl. 2023, § 239a Rn. 34; Wolters, in: SK-StGB, Bd. 4, 10. Aufl. 2024, § 239a Rn. 15.

* Dazu naher M. Wagner, Z1S 2019, 12.

4 Sov.a. BGH, Urt. v. 16.3.1976 - 5 StR 72/76 = BGHSt 26, 309 (310); BGH, Urt. v. 31.8.2006 - 3 StR 246/06 = NStZ
2007,32 (33); BGH, Urt. v. 2.2.2012 - 3 StR 385/11 =NStZ-RR 2012, 173 (174); Eisele, in: TK-StGB, 31. Aufl. 2025,
§ 239a Rn. 24; Schluckebier, in: LK-StGB, Bd. 12, 13. Aufl. 2023, § 239a Rn. 35.

* Insb. Eidam, in: Matt/Renzikowski, Strafgesetzbuch, Kommentar, 2. Aufl. 2020, § 239a Rn. 19; Renzikowski, in:
M{iKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 63; Wolters, in: SK-StGB, Bd. 4, 10. Aufl. 2024, § 239a Rn. 15.

4 Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 63.

4 BGH, Urt. v. 30.11.1995 - 5 StR 465/95 = BGHSt 41, 368 (371) = NJW 1996, 936 (937); vgl. jiingst BGH, Beschl. v.
25.3.2025 - 5StR 626/24, Rn. 5 f.

48 BGH, Beschl. v. 29.11.2007 - 4 StR 549/07 = NStZ 2008, 215.

4 AA. offenbar Mitsch, NJW 2024, 1360 (1360).
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renzebene werden die verschiedenen Tatbestandsverwirklichungen normativ zu einer Handlungs-
einheit zusammengefasst.”

b) Erfolgsqualifikation

Problematisch ist dagegen, ob die Todeserfolgsqualifikation gem. § 239a Abs. 3 StGB einschlagig ist.
Sie ist - anders als der Senat dies tut® - folgendermalfen zu priifen:*

Priifungsschema § 239a Abs. 1, Abs. 3 StGB:

1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand des Grunddelikts
b) Subjektiver Tatbestand des Grunddelikts
c) Erfolgsqualifikation
aa) Toddes Opfers
bb)  Durch die Tat
(1) Kausalitat
(2)  Spezifischer Gefahrzusammenhang
cc)  (Wenigstens) Leichtfertigkeit
2. Rechtswidrigkeit
3. Schuld
4. Tatige Reue, Abs. 4

aa) Tod des Opfers

Anders als etwa bei § 251 StGB reicht es fiir die Erfolgsqualifikation nicht aus, dass irgendeine Person
infolge des Grunddelikts zu Tode kommt, sondern § 239a Abs. 3 StGB verlangt gerade den Tod des
Opfers der Entfiihrung bzw. Bemachtigung.> Dies trifft auf den verstorbenen O zu.

bb) Durch die Tat

Zwischen dem Grunddelikt und dem Tod muss weiterhin ein innerer Zusammenhang bestehen
(,durch die Tat“). Der bloRe Erfolgseintritt als solcher reicht nicht aus, um die Verscharfung des
(bereits hohen) Strafrahmens auf Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslange Freiheits-

* Insoweit dréngt sich der Vergleich zur Urkundenfalschung (§ 267 Abs. 1 StGB) auf: Wer zunéchst eine unechte
Urkundein der Absicht herstellt, diese zur Tauschung im Rechtsverkehr zu gebrauchen, und gebraucht diese,
verwirklicht zwar sowohl den Tatbestand des Herstellens und des Gebrauchens. Im Ergebnis erfolgt aber nur
eine Verurteilung wegen Urkundenfalschung im Wege der tatbestandlichen Handlungseinheit (dazu bspw.
Erb, in: MiKo-StGB, Bd. 5, 4. Aufl. 2022, § 267 Rn. 217 m.w.N.).

51 Mitsch (NJW 2024, 1360 [1360]) weist zutreffend darauf hin, dass der Senat die Leichtfertigkeit vor den objek-
tiven Voraussetzungen darstellt. Zwar hatte dieser kein Gutachten, sondern ein Revisionsurteil zu verfassen,
weshalb es nicht auf eine systematische Priifung, sondern auf eine zweckmaRige Darstellung ankommt, wes-
halb insoweit ein gewisser Spielraum besteht. Gleichwohl ist Mitsch zuzustimmen, dass es auch im Urteil
befremdet, zunachst subjektive Anforderungen darzustellen, bevor die objektiven Voraussetzungen benannt
werden, auf die sie sich beziehen.

52 Allgemein zur Priifung erfolgsqualifizierter Delikte Rotsch, Strafrechtliche Klausurenlehre, 4. Aufl. 2022, Kap. 2
Rn. 49 f. m.w.N.

53 Dies zutreffend klarstellend Renzikowski, in: MiiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 65 m.w.N.
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strafe zu begriinden.> Vielmehr ist erforderlich, dass der Todeserfolg sich gerade als die Realisierung
spezifisch derjenigen Gefahr darstellt, die der Tater durch das Grunddelikt gesetzt hat. Insoweit stel-
len sich verschiedene Vorfragen, die - auch wenn man mit § 239a StGB nicht vertraut ist - in der
Sache von anderen erfolgsqualifizierten Delikten wie etwa der Korperverletzung mit Todesfolge
(§ 227 StGB) und dem Raub mit Todesfolge (§ 251 StGB) bekannt sind:

So ist zunachst zu klaren, was unter der , Tat“ zu verstehen ist, ob also der Bezugspunkt fiir die
Zurechnung der schweren Folge die Tathandlung und/oder der Taterfolg ist. Insoweit ergibt sich fol-
gendes:> Beim Entflihrungs-/Bemachtigungstatbestand kommen alle auf die Beméachtigung abzie-
lenden Tathandlungen sowie alle die Bemachtigungslage aufrechterhaltenden Verhaltensweisen in
Betracht. Dasselbe gilt grundsatzlich (beachte aber zum mafgeblichen Zeitpunkt sogleich) fiir die
Ausnutzungsvariante. Wie beim Raub mit Todesfolge™ (str.) kann die Todesfolge nichtan den Erpres-
sungserfolg geknlipft werden (etwa, weil das Erpressungsopfer lebensnotwendige Medikamente
herausgibt und daher stirbt), sondern (nur) an den Einsatz des Raubmittels.>’

Davon zu trennen ist die Frage, zu welchem Zeitpunkt eine Erfolgsqualifikation schon bzw. noch
moglich ist:

Damit eine ,Tat“ vorliegt, muss diese zumindest ins Versuchsstadium gelangt sein. Fiir die Aus-
nutzungsvariante bedeutet das, dass die Erpressung versucht worden sein muss; stirbt das Opfer
bereits im Rahmen der Bemdchtigung, bevor der Tater zur Drohung ansetzen kann, ist § 239a Abs. 3
StGB jedenfalls nicht in Bezug auf Abs. 1 Var. 2 einschlagig (sehr wohl aber in Bezug Abs. 1 Var. 1,
wenn zu diesem Zeitpunkt bereits die Erpressungsabsicht bestanden hat).*®

Umgekehrt stellt sich die Frage, ob noch eine , Tat” vorliegt, wenn das Grunddelikt bereits voll-
endet ist, oder ob eine Erfolgsqualifikation auch noch im sog. Beendigungsstadium der Tat (soweit
man ein solches liberhaupt anerkennen méchte®) moglich ist.* Hierauf kommt es aber nicht an, weil
das Delikt teilweise nur versucht ist (siehe oben).

Relevant ware diese Frage dann, wenn B vor der Totungshandlung des A die Absicht, weitere
Wertsachen von O zu erlangen, aufgegeben hatte. Denn dann hatte gerade kein Versuch der Ausnut-
zungsvariante mehr vorgelegen. Wie insbesondere Mitsch anmerkt, konnte ein solches Abstandneh-
men gerade in der Untatigkeit des B zu sehen sein, da diesem klar sein musste, dass O nach seinem
Tod nicht mehr in der Lage sein wiirde, Auskunft dariiber zu geben, wo er seine Wertsachen auf-
bewahrt.®* Zu beachten ist allerdings, dass nach den Feststellungen der Kammer B nicht sofort
erkannte, dass A den O zu Verdeckungszwecken toten wollte, sondern dies erst realisierte, als A auch

% BGH, Urt. v. 18.9.1985 - 2 StR 378/85 = BGHSt 33, 322 (322 f.) = NJW 1986, 438 (438 f.); Brambach, Probleme der
Tatbestande des erpresserischen Menschenraubs und der Geiselnahme, 2000, S. 137 m.w.N.

%5 Brambach, Probleme der Tatbestande des erpresserischen Menschenraubs und der Geiselnahme, 2000, S. 136
ff.; Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 66.

6 Dazu M. Wagner, Die Entsprechungsklausel in § 13 Abs. 1 StGB, 2024, S. 262 f. m.w.N. (auch zur Gegenauffas-
sung).

5" Renzikowski, in: MIKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 66 m.w.N.

8 Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 66.

% Zutreffend dagegen bspw. Bitzilekis, ZStW 99 (1987), 713; Eisele, in: Baumann/Weber/Mitsch/Eisele, Strafrecht,
Allgemeiner Teil, 13. Aufl. 2021, § 24 Rn. 8; Murmann, ZJS 2008, 456 (458); Renzikowski, in: Maurach/Gossel/
Zipf, Strafrecht, Allgemeiner Teil, Teilbd. 2, 8. Aufl. 2014, § 49 Rn. 50.

% So bspw. zu § 251 StGB BGH, Urt. v. 15.5.1992 - 3 StR 535/91 = BGHSt 38, 295 = NJW 1992, 2103; BGH, Urt. v.
27.5.1998 - 3 StR 66/98 = NStZ 1998, 511 (512); BGH, Beschl. v. 29.3.2001 - 3 StR 46/01 =NStZ 2001, 371; BGH,
Beschl. v. 20.6.2017 - 2 StR 130/17 = NStZ 2017, 638 (639); BGH, Beschl. v. 24.4.2019 - 2 StR 469/18 = NStZ
2019, 730 (731); Bosch, in: TK-StGB, 31. Aufl. 2025, § 251 Rn. 4; Maier, in: Matt/Renzikowski, Strafgesetzbuch,
Kommentar, 2. Aufl. 2020, § 251 Rn. 11.

81 Mitsch, NJW 2024, 1360 (1361); vgl. auch Eisele, JR 2024, 595 (596).
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nach langerem Wiirgen nicht von O ablieR.®? Jedenfalls zu Beginn der Tétungshandlung durch A als
mafgeblichem Zeitpunkt® war der Erpresserische Menschenraub durch B noch nicht (génzlich) voll-
endet, sodass die Frage offenbleiben kann, ob eine Erfolgsqualifikation zu einem spateren Zeitpunkt
noch méglich gewesen ware.

(1) Kausalitat

Der Zurechnungszusammenhang zwischen Grunddelikt und schwerer Folge setzt zunachst Kausali-
tat voraus. Sie ist fraglos gegeben: Hatte B sich nicht des O bemachtigt, hatte er nicht vom Haus des
0 aus A angerufen, dieser sich nicht dort hingeben und den O erwiirgt.

(2) Spezifischer Gefahrzusammenhang

Kausalitat allein ist aber nicht ausreichend; es bedarf des spezifischen Gefahrzusammenhangs.
Zu bestimmen ist daher, welches gerade die typischen Risiken sind, die mit den grundtatbestands-
maRigen Handlungen einhergehen und vor denen der Tatbestand schiitzen will.

Im Einzelnen sind die Schutzgiiter des Tatbestands umstritten.® Richtigerweise ist Hauptschutz-
zweck des § 239a Abs. 1 StGB die korperliche Integritdt® der entfiihrten/beméchtigten Person.®
Nach teilweise vertretener Auffassung soll (nur oder auch) ihre (Willens-)Freiheit geschiitzt werden,®
was aber im Widerspruch dazu steht, dass auch bspw. Schlafende und Kleinstkinder erfasst werden
sollen, die gerade keinen Willen bilden konnen®.* Zumindest im Rahmen der zweiten Variante™ wer-
den aulerdem die Willensbetatigungsfreiheit sowie das Vermdgen desjenigen geschiitzt, dessen
Sorge ausgenutzt werden soll.”" Weitestgehend in diesem Sinne, wenn auch verkiirzt und unpra-
zise,” positioniert sich auch der Senat im hiesigen Urteil.”

Ein Risiko fiir die korperliche Integritat des (Beméachtigungs-)Opfers kann sich insbesondere aus
den Bedingungen ergeben, unter denen es der Herrschaft des Taters ausgeliefert ist (es also bspw.
verhungert oder erfriert).” Ausreichend ist auch der Tod des Opfers infolge eines gefahrlichen (und

52 .G Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 73.

& Darauf, wann der Tod als solcher eintritt, kommt es nicht an; vgl. Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl.
2021, § 239a Rn. 69; Schluckebier, in: LK-StGB, Bd. 12, 13. Aufl. 2023, § 239a Rn. 39; Wolters, in: SK-StGB, Bd. 4,
10. Aufl. 2024, § 239a Rn. 29.

% Dazu eingehend Renzikowski, in: MiiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 1 ff. m.w.N.

% Enger Bohlinger, JZ 1972, 230 (231 f.); Brambach, Probleme der Tatbestdnde des erpresserischen Menschen-
raubs und der Geiselnahme, 2000, S. 62 ff.: Nur das Leben der Geisel.

 Eidam, in: Matt/Renzikowski, Strafgesetzbuch, Kommentar, 2. Aufl. 2020, § 239a Rn. 2; Renzikowski, in: MiiKo-
StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 3.

" Bspw. Heger, in: Lackner/Kiihl/Heger, Strafgesetzbuch, Kommentar, 30. Aufl. 2023, § 239a Rn. 1; Kindhduser/
Hilgendorf, Strafgesetzbuch, Lehr- und Praxiskommentar, 10. Aufl. 2025, § 239a Rn. 1; Sonnen, in: NK-StGB,
Bd. 4, 6. Aufl. 2023, § 239 Rn. 11.

% BT-Drs. VI1/2722, S. 2; BGH, Urt. v. 12.3.1974 - 1 StR 580/73 = BeckRS 1974, 108; Brambach, Probleme der Tat-
bestande des erpresserischen Menschenraubs und der Geiselnahme, 2000, S. 54, 57; Eisele, in: TK-StGB,
31. Aufl. 2025, § 239a Rn. 7; Renzikowski, in: MiiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 2 m.w.N.

9 Zutr. Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 2.
™ Zu dieser Einschrankung Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 1.

" Bspw. Heger, in: Lackner/Kiihl/Heger, Strafgesetzbuch, Kommentar, 30. Aufl. 2023, § 239a Rn. 1; Kindhduser/
Hilgendorf, Strafgesetzbuch, Lehr- und Praxiskommentar, 10. Aufl. 2025, § 239a Rn. 1.

2 Zutreffende Kritik der Formulierung des Leitsatzes bei Valerius, NStZ 2024, 487 (488).
3BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 19.
7 Klarstellend etwa BGH, Urt. v. 18.9.1985 - 2 StR 378/85 = BGHSt 33, 322 (324) = NJW 1986, 438 (439).
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aufgrund der Zwangslage nicht-freiverantwortlichen) Fluchtversuchs.” Dagegen besteht ein innerer
Zusammenhang zum Grunddelikt nicht bereits dann, wenn der Tater die blofRe Gelegenheit der
Bemachtigungssituation zu Gewalthandlungen nutzt, die letztlich zum Tode fiihren. Dies ergibt sich
aus dem systematischen Unterschied zur Freiheitsberaubung mit Todesfolge (§ 239 Abs. 4 StGB), wo
es gerade nicht erforderlich ist, dass die Todesfolge ,,durch die Tat“ herbeigefiihrt wird, sondern aus-
reicht, dass das Opfer durch eine ,,wahrend der Tat begangene Handlung“ getotet wird.™

Sind daher noch nicht einmal (alle) Gewalthandlungen durch den Tater selbst typische Risiken
des Erpresserischen Menschenraubs, ist dies erst recht in Bezug auf Tétungshandlungen, die durch
Dritte vorgenommen werden, zumindest nicht selbstverstandlich. Generell unterbricht eigenverant-
wortliches Drittverhalten grundsatzlich den Zurechnungszusammenhang, es sei denn, gerade sol-
ches soll durch den Tatbestand verhindert werden.”

Hierin liegt der neuralgische Punkt des Falles. Der Senat fiihrt insoweit aus: ,Mit der Entfiihrung
und Bemdchtigung schafft der Tater eine fiir die Integritat des Opfers besonders verwerfliche Gefah-
renlage. Die Verletzung oder sogar Totung der Geisel stellt sich als ,standig gegenwartige, sofort voll-
ziehbare Aktualitat‘ dar, wobei die Eskalationsgefahr mit zunehmender Dauer der Gefangenschaft
regelmaRig zunimmt [...]. Gerade diese tatbestandsspezifische erhebliche Gefdhrdung der héchst-
personlichen Rechtsgiiter der Geisel sind dem Gesetzgeber Anlass flr die hohe Strafdrohung in
§ 239a Abs. 3 StGB gewesen [...].”® Dieses tatbestandstypische Risiko hat sich vorliegend im Tod des
O verwirklicht und in der durch [B] geschaffenen Bemachtigung seinen Ausgang genommen. Mit
zunehmender Dauer der Bemachtigung stieg nicht nur die Gefahr, O kénne infolge seines schlechten
Gesundheitszustandes zu korperlichem Schaden kommen. Die Eskalationsgefahr erhdhte sich vor
allem durch das Eintreffen des A im Haus des O in ganz erheblicher Weise. Seine Prasenz am Tatort
begriindete fiir den Angekl. Ba erkennbar die Gefahr, A kdnne entweder in Raubabsicht oder um
unerkannt zu bleiben - korperverletzende - Gewalt gegen O ausiiben. Die allein bei A vorliegende
Motivation der Tatverdeckung steht der Annahme des qualifikationsspezifischen Zusammenhangs
nicht entgegen. Sein Exzess lasst den Zurechnungszusammenhang fiir [B], dessen erpresserischer
Menschenraub noch nicht beendet war, nicht entfallen. Insbesondere liegt auch nicht die Konstella-
tion der Todesverursachung durch das Eingreifen Dritter, die unter Umsténden der Erfolgszurech-
nung entgegenstehen kann[...] vor; denn A ist Tater, nicht Dritter. Mithin hat [B] den Tatbestand des
erpresserischen Menschenraubs mit Todesfolge erfiillt."

Diese knappe Begriindung st in ihrer Pauschalitat nicht iberzeugend:

Zutreffend ist zunachst, dass Gefahren fiir die korperliche Integritat des Opfers gerade daraus
erwachsen konnen, dass die existenzielle Situation der Bemachtigungslage eskaliert (bspw. das
Opfer versucht, sich gegen den Entflihrer zur Wehr zu setzen, und im Rahmen des Kampfes von die-
sem getotet wird). Dafiir, dass auch Dritte zu diesem Eskalationspotenzial gehoren konnen, bleibt
der Senat eine Begriindung schuldig. Vielmehr behauptet er - ebenfalls ohne Begriindung - dass A
erst gar nichtals Dritter zu klassifizieren sei, weil er (ebenfalls) Tater sei. Diese Aussage ergabe freilich
- wenn uberhaupt, da A und B in jedem Falle von einander zu unterscheidende Personen bleiben -
allenfalls dann Sinn,wenn Aund B als ,,Einheit“ handelten, ihnen also ihre Handlungen wechselseitig

> Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 71 m.w.N.
™ Renzikowski, in: MiiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 70; ders., JZ 2024, 838 (839); jeweils m.w.N.

" So zielen etwa die waffenrechtlichen Aufbewahrungspflichten gerade darauf ab, den unberechtigten Zugriff
durch eigenverantwortlich handelnde Dritte zu unterbinden; vgl. dazu etwa M. Wagner, ZJS 2019, 436 (438
ff.); ders., Die Entsprechungsklausel in § 13 Abs. 1 StGB, 2024, S. 238; jeweils m.w.N.

8 BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 19.
™ BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 20.
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im Wege der Mittaterschaft (§ 25 Abs. 2 StGB) zugerechnet werden kdnnten. Das ist aber gerade nicht
der Fall: Die Schwurgerichtskammer hat noch nicht einmal dem A die Bemdchtigungshandlungen
des B zugerechnet.®” Umgekehrt rechnet selbst der Senat dem B nicht die Tétungshandlung des A
mittaterschaftlich zu, sondern betrachtet diese als Exzess. Warum dies ausgerechnet im Rahmen des
§ 239a Abs. 3 StGB, der extrem eng ausgelegt werden muss, um die enorme Strafdrohung rechtferti-
gen zu konnen, irrelevant sein soll, erschlief3t sich nicht.

Von dieser Sondersituation abgesehen bestehen aber bereits grundlegende Bedenken dagegen,
Drittverhalten - auch seitens Mittater - in den Kreis der spezifischen Risiken des Erpresserischen
Menschenraubs einzubeziehen. Denn die Gefahr, dass andere Tatbeteiligte in einer angespannten
Situation die Nerven verlieren und gegeniiber dem Opfer in lebensgefahrlicher Art und Weise gewalt-
tatig werden, besteht gerade nicht nur in Entflihrungs- bzw. Beméachtigungsfallen, sondern selbst-
verstandlich auch beispielsweise bei Kérperverletzungs- und Sexualdelikten oder Diebstahlstaten.®
Insoweit von einem tatbestandsspezifischen Risiko zu sprechen, das sich im konkreten Erfolgsein-
tritt - hier: dem Tod des O - realisiert hat, liegt daher fern, solange kein konkreter Bezug zur Beméach-
tigungslage besteht, der liber die bloRe Tatgelegenheit hinausgeht.

cc) (Zumindest) Leichtfertigkeit

Selbst wenn manvon der Realisierung der spezifischen Tatbestandsgefahr ausginge, vermdgen auch
die Ausfiihrungen des Senats zur Leichtfertigkeit nicht zu Giberzeugen. Wie er selbst klarstellt, ist
darunter ,ein Verhalten [zu verstehen], das bezogen auf den Todeseintritt einen erhéhten Grad von
Fahrladssigkeit aufweist; leichtfertig handelt hiernach, wer die sich ihm aufdréangende Mdéglichkeit
eines todlichen Verlaufs aus besonderem Leichtsinn oder besonderer Gleichgiiltigkeit aufter Acht
lasst. Das Gewicht der Fahrlassigkeit hangt dabei nicht nur vom Umfang der Tatsachenkenntnis,
sondern auch vom Grad der Vermeidbarkeit ab, also inwieweit sich die Gefahr des Erfolgseintritts
namentlich wegen der besonderen Gegebenheiten der Opfersituation aufdrangen musste [...].“*
Als ,,Subsumtion“ begniigt der Senat sich abschlieend mit der knappen Bemerkung:** ,Die Mog-
lichkeit eines eskalierenden und todlichen Verlaufs lag von Beginn an auf der Hand.“% Allerdings
kann es freilich nicht um die Vorhersehbarkeit irgendeines abstrakten Eskalationspotenzials gehen,
sondern gerade um dasjenige, das sich objektiv verwirklicht hat. Wenn der Senat aber die konkrete
Verdeckungstotung des O durch A als Exzess betrachtet, die noch nicht einmal hinreichend vorher-
sehbar gewesen sein soll, um eine Ingerenzgarantenstellung begriinden zu kdnnen (siehe oben), so
muss dies erst recht im Rahmen der Leichtfertigkeit gelten, an die deutlich strengere Mafistédbe hin-
sichtlich der Prognostizierbarkeit des Erfolgseintritts zu stellen sind®.*® Zudem stellt das Gericht
nicht in Rechnung, dass die Angeklagten - gerade, um das Risiko des Wiedererkennens des A durch
O und dadurch eine Eskalation zu verhindern - urspriinglich die Anwesenheit des Aam Tatort hatten
verhindern wollen und selbst nach dessen Eintreffen noch zunéachst sichergestellt hatten, dass A und

% Dazu LG Rottweil, Urt. v. 11.10.2022 - 2 Ks 20 Js 14035/18 (2) = BeckRS 2022, 55573 Rn. 127 .

81 Fisele, JR 2024, 595 (596); Mitsch, NJW 2024, 1360 (1361); Renzikowski, JZ 2024, 838 (838 f.) m.w.N.; a.A. offen-
bar Hecker, JuS 2024, 1087 (1089).

82 BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 18 m.w.N.

83 Zu Recht krit. auch Renzikowski, JZ 2024, 838 (839 f.).

% BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 18.

8 BGH, Urt. v. 3.6.2015 - 5 StR 628/14 = NStZ 2015, 696 (697).
8 Deutlich Renzikowski, JZ 2024, 838 (839): ,Widerspruch®.
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O sich innerhalb des Hauses nicht begegnen.®” Auch die Annahme der Leichtfertigkeit ist daher
erheblichen Zweifeln ausgesetzt.

Hinweis: Zur Klarstellung: Die vorstehenden Ausfiihrungen gelten nicht nur fiir eine Erfolgsqualifika-
tion des (vollendeten) Bemachtigungstatbestands gem. § 239a Abs. 1 Var. 1 StGB. Dieselben Prob-
leme stellen sich auch, wenn man im Rahmen eines erfolgsqualifizierten Versuchs daran ankniipft,
dass B den O gerade durch Drohung dazu veranlasst hatte, aus einem anderen Zimmer weiteres Geld
zu holen, also (zum zweiten Mal) unmittelbar zur Verwirklichung des Ausnutzungstatbestands gem.
§239a Abs. 1 Var. 2 StGB angesetzt hat, was aber aufgrund der Tétung des O durch A nicht mehr zum
Erfolg einer (weiteren) Vermdgensschadigung fiihrte.

¢) Zwischenergebnis

Die genannten Griinde sprechen daher gegen die Annahme eines (vollendeten) Erpresserischen Men-
schenraubs mit Todesfolge gem. § 239a Abs. 1, Abs. 3 StGB.

4. Versuchter Erpresserischer Menschenraub mit Todesfolge

Auch wenn man diese rechtlichen Bedenken teilt, ware B im Ergebnis zu einer vergleichbar oder iden-
tisch hohen Strafe zu verurteilen gewesen: Da er von Anfang mit bedingtem Tétungsvorsatz han-
delte, liegt jedenfalls ein Fall des versuchten Erpresserischen Menschenraubs mit Todesfolge gem.
§§ 239a Abs. 1, Abs. 3,22, 23 Abs. 1 StGB vor.

Hinweis: Dies ist deshalb moglich, weil § 239a Abs. 3 StGB ,,wenigstens Leichtfertigkeit voraussetzt,
was erst recht den Totungsvorsatz einschlieft.* Eine Erfolgsqualifikation ist ein eigenstandiger Tat-
bestand, der selbststandig versucht werden kann. Aufgrund der Strafdrohung handelt es sich um ein
Verbrechen i.S.d. § 12 Abs. 1 StGB, dessen Versuch gem. § 23 Abs. 1 Var. 1 StGB grundsatzlich unter
Strafe steht. Es handelt sich folglich um die Fallkonstellation des ,Versuchs der Erfolgsqualifikation®
(im Unterschied zum erfolgsqualifizierten Versuch, bei dem das Grunddelikt im Versuchsstadium ste-
ckenbleibt, aber gleichwohl eine schwere Folge eintritt).*

5. Rauberische Erpressung

Nach dem Senat liegt ferner (,nur“) eine rauberische Erpressung gem. §§ 253, 255 StGB vor, nicht
aber eine solche mit Todesfolge (§ 251 StGB).?* Dieses Teilergebnis ist letztlich zu begriiRen.” Da der
Senat es aber offenbar implizit darauf stiitzt, dass es an der Vorhersehbarkeit der Tétung des O durch
A seitens des B fehlt, setzt er sich damit wiederum dem Vorwurf einer inkonsistenten Begriindung
aus;” die obigen Ausfiihrungen zu § 239a Abs. 3 StGB gelten entsprechend.

8" Renzikowski, JZ 2024, 838 (840).

8 Zutreffend Renzikowski, JZ 2024, 838 (840).

8 BT-Drs. 13/8587, S. 79; BT-Drs. 13/9064, S. 11 f.

% Dazu Kuhli, JuS 2020, 289.

SLBGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 14, 26.

92 Explizit Mitsch, NJW 2024, 1360 (1361).

% Fisele, JR 2024, 595 (597); Mitsch, NJW 2024, 1360 (1361); Renzikowski, JZ 2024, 838 (839)
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Damit ist freilich noch nichts lGber die Konkurrenzen ausgesagt. Verlangt man - wie hier (siehe
oben IV. 3. a) cc) (2) - fiir die Vollendung des Ausnutzungstatbestands gem. § 239a Abs. 1 Var. 2 StGB
die Vollendung der Erpressung, so besteht kein Beddirfnis fiir eine klarstellende Annahme von Tat-
einheit, sondern die rduberische Erpressung wird im Wege der Konsumtion verdréngt.*

6. Korperverletzung mit Todesfolge

Ebenfalls beilaufig dulRert der Senat, dass neben der Verurteilung wegen erpresserischen Menschen-
raubs mit Todesfolge eine solche wegen Korperverletzung mit Todesfolge ausscheide und verweist
dabei auf Entscheidungen® betreffend den Raub mit Todesfolge.” Offenbar geht er also davon aus,
dass der Tatbestand erfiillt ist, aber auf Konkurrenzebene zuriicktritt.””

Unklar bleibt zunachst, auf welches Verhalten der Senat sich hierbei bezieht. Denkbar ist zum
einen, dass er darauf abstellt, dass B selbst O angegriffen und verletzt hat. Insoweit fehlt es aber am
Zurechnungszusammenhang zwischen Korperverletzung und Todesfolge - und zwar gleichgiiltig, ob
man an die Handlung oder an den Erfolg anknliipft -, da das spatere Hinzutreten des A (der zu diesem
Zeitpunkt noch nicht vor Ort war) jedenfalls kein spezifisches Risiko der Korperverletzung ist.

In Betracht zu ziehen ware aber auch die Zurechnung des Wiirgens des O durch A als Korper-
verletzungshandlung. Insoweit liegt eine Mittaterschaft des B deutlich naher als hinsichtlich der vor-
satzlichen Totung. Denn indem B den A angerufen hat, kdnnte eine Anpassung des Plans dahin-
gehend gelegen haben, dass beide abwechselnd gewalttatig auf O einwirken, um diesen zur Heraus-
gabe von Geld und Wertsachen zu veranlassen. Dann lage aber wohl nicht nur eine einfache, sondern
eine gefahrliche Korperverletzung gem. §§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 Nrn. 4 und 5, 25 Abs. 2 StGB vor.
Dagegen spricht freilich, dass A sich zunachst in einem anderen Raum aufgehalten hat, um eine
direkte Konfrontation mit O gerade zu vermeiden. Zudem ist der Inhalt des Telefongesprachs unbe-
kannt. Gegen die Annahme einer (gefahrlichen) Korperverletzung mit Todesfolge sind wiederum die
obigen Bedenken hinsichtlich des Zurechnungszusammenhangs und der Vorhersehbarkeit zu erhe-
ben.

Naherliegend diirfte sein, dass der Senat die Gewalthandlungen des B selbst vor Augen hatte.
Insoweit liberzeugt es aber nicht, Gesetzeskonkurrenz anzunehmen. Die Rechtsprechung, auf die der
Senat sich stiitzt, geht davon aus, dass die bei einem Raub (mit Todesfolge) eingesetzte Gewalt sich
srlegelmaRig® als vorsatzliche Kérperverletzung darstellen wird.* Diese Argumentation liberzeugt
bereits freilich schon in Bezug auf § 251 StGB nicht, weil es fiir Gesetzeskonkurrenz nur auf die nor-
mative Fassung des Tatbestands und nicht auf empirische Haufigkeiten ankommen kann.*® Dessen
ungeachtet lasst sie sich aber jedenfalls nicht auf den hiesigen Fall Gibertragen. Denn die Verletzung
des O durch Bistnicht die Gewaltausiibungi.R.d. § 253 StGB, sondern die Bemachtigungi.R.d. § 239a
Abs. 1 Var. 1 StGB. Vielmehr ware Tateinheit anzunehmen, um das verwirklichte Unrecht vollstandig
abzubilden.*®

% Renzikowski, in: MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 86.

% BGH, Urt. v. 23.8.2017 - 2 StR 150/16, Rn. 18; BGH, Urt. v. 23.3.2000 - 4 StR 650/99 = BGHSt 46, 24 (25 ff.).
% BGH, Urt. v. 23.1.2024 - 1 StR 189/23, Rn. 26.

9 Eisele, JR 2024, 595 (597).

% BGH, Urt. v. 23.3.2000 - 4 StR 650/99 = BGHSt 46, 24 (26) = NJW 2000, 1878 (1879).

9 Kindhduser, NStZ 2001, 31 (32).

0 Fidam, in: Matt/Renzikowski, Strafgesetzbuch, Kommentar, 2. Aufl. 2020, § 239a Rn. 25; Renzikowski, in:
MiKo-StGB, Bd. 4, 4. Aufl. 2021, § 239a Rn. 88; Schluckebier, in: LK-StGB, Bd. 12, 13. Aufl. 2023, § 239a Rn. 62.
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7. Unterlassene Hilfeleistung

SchlieRlich geht der Senat ferner davon aus, dass B, indem er gegen das Wiirgen des O durch A nicht
eingeschritten ist, den Tatbestand der Unterlassenen Hilfeleistung gem. § 323c Abs. 1 StGB verwirk-
licht hat, dieser aber als subsidiar hinter dem erpresserischen Menschenraub mit Todesfolge zurlick-
tritt.”* Auch diese Annahme liberzeugt nicht: Richtig ist zwar, dass § 323c Abs. 1 StGB grundsatzlich
subsidiar gegeniiber Delikten ist, durch die der Tater den Ungliicksfall aktiv herbeigefiihrt hat.'*
Etwas anderes gilt aber dann, wenn die Bezugsgefahr sich verandert: Auch nach einer vorsatzlichen
Korperverletzung kommt eine Strafbarkeit wegen Unterlassener Hilfeleistung in Betracht, wenn nun
Lebensgefahr droht.® So liegt der Fall hier: Wenn man mit dem Senat davon ausgeht, dass das Wiir-
gen des O durch A ein nicht zurechenbarer Exzess ist, der nicht vom urspriinglichen Vorsatz des B
gedeckt war, liegt hierin ein neuer Ungliicksfall, der separat zu bewerten ist. Selbst wenn man mit
dem Senat davon ausginge, dass das Wiirgen B als leichtfertige Todesverursachung zurechenbar ist,
so kdme in der Verurteilung wegen § 239a Abs. 1, Abs. 3 StGB nur zum Ausdruck, dass B durch den
Anruf die sich aufdréangende Gefahr geschaffen hat, dass A den O totet, nicht aber, dass B diese
Totungshandlung mitbekommt und tatenlos geschehen lasst. Insoweit ware demnach Tatmehrheit
(§ 53 StGB) anzunehmen gewesen. Dasselbe gilt auch und erst recht, wenn man - wie hier - den Tod
als dem B nicht zurechenbar erachtet, sondern stattdessen auf einen Versuch der Erfolgsqualifika-
tion abstellt.

V. Zusammenfassung

Die Entscheidung vermag weder im Ergebnis noch in der Begriindung zu liberzeugen; sie leidet an
inneren Widerspriichen und nicht tragfahiger Argumentation. Gleichwohl eignet der Sachverhalt
sich als Priifungsaufgabe, da er bekannte Probleme in einen weniger vertrauten Rahmen kleidet.

101 BGH, Urt. v. 23.1.2024 — 1 StR 189/23, Rn. 21.

102 Bspw. BGH, Urt. v. 8.10.1996 - 5 StR 458/96 = NStZ 1997, 127; Gaede, in: NK-StGB, Bd. 4, 6. Aufl. 2023, § 323c
Rn. 16 m.w.N.

103 S5 etwa BGH, Urt. v. 28.6.1961 - 2 StR 83/61 = BGHSt 16, 200 = NJW 1961, 1981 (1982).
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